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Spruch 
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ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. HUBER-HUBER als Vorsitzenden und die Richterin Dr. 
FAHRNER als Beisitzerin im Beisein der Schriftführerin Frau BIRNGRUBER über die Beschwerde desXXXX, 
StA. Türkei, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 26.04.2005, FZ. 03 37.793-BAW, nach 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 10.09.2009 zu Recht erkannt: 
 

I. Die Beschwerde wird gemäß § 7 AsylG 1997, BGBl. I Nr. 76/1997, idF BGBl. I Nr. 126/2002 und gemäß § 8 
Absatz 1 AsylG 1997, BGBl. I Nr. 76/1997, idF BGBl Nr. 129/2004 als unbegründet abgewiesen. 
 

II. Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides wird ersatzlos behoben. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der Beschwerdeführer (im Folgen BF) reiste am 12.12.2003 illegal in das Bundesgebiet von Österreich ein und 
stellte am selben Tag einen Asylantrag. Er bezeichnete sich als Angehöriger der kurdischen Ethnie mit 
muslimischem Religionsbekenntnis. Zum Reiseweg gab er an, dass er ca. Anfang September sein türkische 
Heimatdorf verlassen und nach Istanbul gereist sei. Dort habe er bis 12.11.2003 auf die Ausreise gewartet, 
welche von einem Schlepper organisiert worden war. Er sei dann illegal auf einem LKW versteckt ausgereist 
und am 12.12.2003 auf die Weise nach Österreich gelangt. Zur Begründung seines Antrages führte er aus, er 
habe für die Monatszeitschrift "XXXX", eine illegale Kurdenzeitschrift, politische Artikel geschrieben, die sich 
gegen antidemokratische Verhältnisse richteten. Von 1998 bis zum Jahr 2000 sei er drei Mal von der Polizei in 
Istanbul unbegründet festgenommen, stundenweise eingesperrt und verprügelt worden. Ab dem Jahr 2000 bis zu 
seiner Ausreise habe es keine weitere Festnahme mehr gegeben. Er fühle sich außerdem aus religiösen Gründen 
verfolgt, weil er Allevite sei. 
 

Das Bundesasylamt hat mit Bescheid vom 26.04.2005 den Asylantrag des BF gem. § 7 AsylG abgewiesen, die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des BF in die Türkei gem. § 8 Abs. 1 AsylG für zulässig 
erklärt und den BF gem. § 8 Abs. 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen. Begründet 
wurde diese Entscheidung damit, dass der BF nicht glaubhaft machen habe können, in der Türkei einer 
asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt zu sein. Seine Angaben seien zu abstrakt und allgemein gehalten und er 
habe trotz Nachfrage keine konkreten und detaillierten Angaben gemacht. Er habe nicht den Eindruck erwecken 
können, dass die Angaben den Tatsachen entsprechen. Er habe keine konkreten Anhaltspunkte dafür geliefert, 
wegen seiner kurdischen Abstammung in seinem Heimatland benachteiligt und ausgegrenzt zu werden. Die von 
ihm angegebenen Festnahmen würden nicht in einem zeitlichen Naheverhältnis zur Ausreise liegen, zumal sie 
1998 bis 2000 stattgefunden hätten und der BF erst am 12.11.2003 ausgereist sei. Mangelns Glaubhaftigkeit des 
Vorbringens, sei der Antrag auf Gewährung von Asyl abzuweisen und die Zurückweisung, Zurückschiebung 
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oder Abschiebung in den Herkunftsstaat für zulässig zu erklären. Bei den drei in Österreich anwesenden Brüdern 
des BF handle es sich um bereits österreichische Staatsbürger, die jedoch nicht zur Kernfamilie des BF gehören. 
Der Eingriff in das Recht auf Familienleben sei gerechtfertigt und zur Erreichung der in Artikel 8 Abs. 2 EMRK 
genannten Ziele dringend geboten. 
 

Dagegen wurde rechtzeitig das Rechtsmittel der Berufung (nunmehr: Beschwerde eingebracht). Die Behörde 
habe sich nicht ausreichend mit dem Vorbringen des BF auseinandergesetzt, als Mitarbeiter der illegalen 
Kurdenzeitschrift "XXXX", werde er von der türkischen Polizei gesucht und hätte bei der Rückkehr mit 
Verhaftungen und Repressalien zu rechnen. Er sei auch bereits mehrmals wegen seiner politischen Tätigkeit 
verhaftet und gefoltert worden. Das Bundesasylamt habe keine nachvollziehbare Begründung für die Abweisung 
des Antrages geliefert. Sie habe auch keine Gefahrenprognose zur Prüfung des Refoulement-Verbot angestellt 
und sich auf den Verweis der angeblichen Unglaubwürdigkeit begnügt. 
 

Im Verlaufe des Beschwerdeverfahrens beauftragte der BF einen rechtlichen VErtrter und es wurde in einer 
Berufungsergänzung zusätzlich geltend gemacht, dass der BF an in Österrreich genehmigten, kurdischen 
Demonstrationen, Veranstaltungen und Kundgebungen in exponierter Weise teilgenommen habe. Es sei davon 
auszugehen, dass derartige Aktivtäten vom türkischen Geheimdienst verfolgt werden und auch festgestellt 
werden könne, dass der BF in einer solchen exponierten Weise daran teilgenommen habe. In diesem Falle 
müsste er bei Rückkehr mit Verhaftung, Verhör und Folter zur Ablegung eines Geständnisses bzw. zur 
Erlangung von Informationen über staatsfeindliche Aktivitäten und Aktivisten zu gewinnen, rechnen. Folter 
werde in der Türkei systematisch eingesetzt. 
 

Gegen den BF wurden mehrmals Anzeigen wegen Übertretung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes erstattet 
und von der Polizeidirektion Wien, mit Bescheid vom XXXX aufgrund dieser Anzeigen ein Rückkehr . 
 

Der Vertreter des BF stellte mit Schriftsatz vom 08.04.2009 einen Fristsetzungsantrag gem. § 62 AsylG 2005, 
dem der Präsident des Asylgerichtshofes mit Beschluss vom 23.07.2009 stattgab und den zuständigen Senat 
auftrug, bis zum 31.12.2009, eine Entscheidung herbeizuführen. 
 

Der Asylgerichtshof hat für den 10.09.2009, eine öffentliche mündliche Beschwerdeverhandlung anberaumt und 
dazu den BF, dessen Vertreter, einen Vertreter des Bundesasylamtes und eine Dolmetscherin für die türkische 
Sprache geladen. Die Beschwerdeverhandlung wurde in Anwesenheit des BF und der Dolmetscherin 
durchgeführt, ein Vertreter es Bundesasylamtes, sowie der Vertreter des BF, haben entschuldigt an der 
Beschwerdeverhandlung nicht teilgenommen. 
 

5. Im Zuge der Verhandlung wurde folgendes Berichtsmaterial dargetan: 
 

Bericht des Auswärtigen Amtes Deutschland über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik 
Türkei vom 29.06.2009 
 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge - BAMF in "Lage der Religionsgemeinschaften in ausgesuchten 
islamischen Ländern" - Türkei; vom Juni 2009, S 93 ff 
 

amnesty international, Asylgutachten vom 17.12.2004 
 

Zeugenschaftliche Aussage d. ehem. Vereinsobmannes v. XXXX, mit urkundlichem Nachweis von getätigten 
Reisen in die Türkei; 

zeugenschaftliche Aussage der Vereinsobfrau des XXXX ua.; 

zeugenschaftliche Aussage des stv. Obmannes von der XXXX 
 

Anfragebeantwortung des Bundesamtes für Verfassungsschutz und Terrorismus-bekämpfung [BVT] vom 
XXXX 
 

II. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN: 
 

1. Beweis wurde erhoben durch: 
 

Einsichtnahme in den gegenständlichen Verwaltungsakt des Beschwerdeführers, in die oben genannten, für das 
gegenständliche Verfahren relevanten Länderdokumente, in den vom BF vorgelegten Auszug aus dem 
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Geburtenregister und den nationalen türkischen Führerschein sowie durch Einvernahme des Beschwerdeführers 
in der mündlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof. 
 

2. Festgestellt wird nachstehender Sachverhalt: 
 

2.1. Zur Person des Beschwerdeführers und seinen Fluchtgründen: 
 

Die Identität des Beschwerdeführers steht fest. Er ist Staatsangehöriger der Türkei und bezeichnet sich als 
Angehöriger der kurdischen Volksgruppe mit alevitischem Glaubensbekenntnis. Seine Familie stammt aus 
XXXX, KreisXXXX, im Westen der Türkei. Der BF hat 5 Brüder und 3 Schwestern, davon leben noch 2 
Schwestern und 2 Brüder mit den Eltern in der Türkei. 1 Schwester des BF lebt in den Niederlanden und 3 
Brüder leben in Österreich. Sie sind bereits österreichische Staatsbürger, keiner von ihnen hat oder hatte nach 
den Angaben des BF Flüchtlingsstatus. 
 

Der BF hat 3 Jahre eine allgemein bildende höhere Schule besucht, in den Jahren 1996 bis 1998 den 
Militärdienst abgeleistet und arbeitete vor seiner Ausreise als Bauarbeiter. 
 

In Österreich hat sich der BF seit 01.10.2008 dem Verein für XXXX angeschlossen. Er ist dort einfaches 
Vereinsmitglied, das sich aktiv am Vereinsleben beteiligt, u. a. auch an Demonstrationen für die Rechte der 
Kurden teilnimmt aber keine Funktion in der Vereinsorganisation bekleidet. 
 

Am XXXX schloss der BF vor dem Standesamt XXXX mit einer slowakischen Staatsangehörigen die Ehe und 
lebt mit dieser seit 18.11.2009 in Wien im gemeinsamen Haushalt. 
 

Mit dem gegenständlichen Vorbringen zeigte der Beschwerdeführer keineswegs auf und ist auch sonst seinen 
Ausführungen nicht substantiiert zu entnehmen, dass er in der Türkei einer Bedrohung oder Verfolgung aus 
Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der 
politischen Gesinnung ausgesetzt ist. Es kann daher nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer in 
seiner Heimat einer asylrelevanten Bedrohung oder Verfolgung unterlag oder für den Fall seiner Rückkehr 
dorthin, mit einer solchen rechnen müsste. 
 

Es konnten im konkreten Fall auch keine stichhaltigen Gründe für die Annahme festgestellt werden, dass der 
Beschwerdeführer aktuell Gefahr liefe, in der Türkei einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der 
Todesstrafe bzw. einer sonstigen konkreten individuellen Gefahr unterworfen zu werden. 
 

2.2. Feststellungen zur Situation in der Türkei: 
 

Lage der Kurden in der Türkei (allgemein): 
 

(Quelle. Bericht des Auswärtigen Amtes Deutschland über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Republik Türkei vom 29.06.2009) 
 

Ungefähr ein Fünftel der Gesamtbevölkerung der Türkei (72 Millionen) - also ca. 14 Millionen Menschen - ist 
zumindest teilweise kurdischstämmig. Im Westen der Türkei und an der Südküste lebt die Hälfte bis annähernd 
zwei Drittel dieser Kurden: ca. drei Millionen im Großraum Istanbul, zwei bis drei Millionen an der Südküste, 
eine Million an der Ägäis- Küste und eine Million in Zentralanatolien. Rund sechs Millionen kurdischstämmige 
Türken leben in der Ost- und Südost-Türkei, wo sie in einigen Gebieten die Bevölkerungsmehrheit bilden. Nur 
ein Teil der kurdischstämmigen Bevölkerung in der Türkei ist auch einer der kurdischen Sprachen mächtig. 
 

Die meisten Kurden sind in die türkische Gesellschaft integriert, viele auch assimiliert. In Parlament, Regierung 
und Verwaltung sind Kurden ebenso vertreten wie in Stadtverwaltungen, Gerichten und Sicherheitskräften. 
Ähnlich sieht es in Industrie, Wissenschaft, Geistesleben und Militär aus. 
 

Allein aufgrund ihrer Abstammung sind und waren türkische Staatsbürger kurdischer und anderer 
Volkszugehörigkeit keinen staatlichen Repressionen unterworfen. Aus den Ausweispapieren, auch aus Vor- oder 
Nachnamen, geht in der Regel nicht hervor, ob ein türkischer Staatsbürger kurdischer Abstammung ist 
(Ausnahme: Kleinkindern dürfen seit 2003 kurdische Vornamen gegeben werden). Die Vergabe kurdischer 
Vornamen ist erlaubt. Vornamen, die gegen die "Moral und öffentliche Ordnung" verstoßen, sind verboten; 
Verbote wegen Verstoßes gegen "nationale Kultur, Traditionen und Gebräuche" sind nicht mehr vorgesehen. Ein 
Runderlass des türkischen Innenministeriums weist darauf hin, dass die nur im Kurdischen, nicht jedoch im 
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offiziellen türkischen Alphabet vorhandenen Buchstaben w, x und q bei der Namensvergabe nicht zulässig sind 
und ins Türkische transkribiert werden müssen. 
 

Der Gebrauch des Kurdischen, d.h. der beiden in der Türkei vorwiegend gesprochenen kurdischen Sprachen 
Kurmanci und Zaza, ist in Wort und Schrift keinen Restriktionen ausgesetzt, allerdings im "öffentlichen Raum" 
noch eingeschränkt und im Schriftverkehr mit Behörden nicht erlaubt. Nach dem Parteiengesetz sind öffentliche 
Reden von Politikern in einer anderen als der türkischen Sprache verboten. 
 

Kurdischunterricht und Unterricht in kurdischer Sprache an Schulen sind nach wie vor verboten. Kurdischkurse 
für Erwachsene an privaten Lehrinstituten sind seit 2004 zulässig, scheitern jedoch häufig an mangelnder 
Nachfrage/Fehlen finanzieller Mittel. Seit 2002 sind Rundfunk- und Fernsehsendungen auf Kurdisch unter dem 
Vorbehalt, dass sie nicht im Widerspruch zu den Grundprinzipien der Verfassung stehen und nicht gegen "die 
unteilbare Einheit des Staates mit seinem Land und seiner Nation" gerichtet sein dürfen, erlaubt. Die Rundfunk- 
und Fernseh-Aufsichtsbehörde RTÜK hat 2006 auch privaten regionalen Sendern erlaubt, innerhalb der o.a. 
Grenzen ihre Sendungen in kurdischen Sprachen mit zeitlicher Begrenzung auszustrahlen. Seit dem März 2006 
strahlen Gün TV und Söz TV aus Diyarbak Õr sowie Medya FM Radio kurdischsprachige Programme aus. 
Einem weiteren Sender, Shari FM, wurde am 23.03.2007 die Sendegenehmigung erteilt (für die beiden 
kurdischen Dialekte Kurmanci und Zaza), d.h. es gibt nunmehr vier Sender, die in anderen Sprachen als 
Türkisch senden. Im Juni 2006 wurde ferner die zeitliche Begrenzung der kurdischsprachigen Sendungen im 
Bereich "Film und kulturelle Sendungen" aufgehoben. Die türkische Regierung fordert die Schließung des im 
Ausland betriebenen kurdischsprachigen Satellitensenders Roj TV, dem sie Unterstützung der terroristischen 
PKK vorwirft. Andere kurdischsprachige Satellitensender aus dem Ausland, z.B. aus dem Nordirak, werden von 
der Regierung toleriert. 
 

Aleviten: 
 

Mit schätzungsweise 15 Millionen Anhängern bilden die Aleviten nach den Sunniten die zweitgrößte 
Glaubensgemeinschaft. Sie werden nicht als separate Konfession bzw. Glaubensgemeinschaft anerkannt, können 
sich aber als Verein organisieren. Die Situation in Bezug auf die Errichtung religiöser Stätten hat sich verbessert. 
2008 haben verschiedene Stadtverwaltungen den alevitischen Cem-Evi die Gleichstellung mit Moscheen 
(insbesondere verminderte Wasser- und Stromkosten) ermöglicht. Nicht alle Stadtverwaltungen erkennen aber 
die alevitischen Gotteshäuser als religiöse Stätten an; dies entspricht ebenso der Auffassung der 
Religionsbehörde Diyanet. 
 

(Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge - BAMF in "Lage der Religionsgemeinschaften in 
ausgesuchten islamischen Ländern" - Türkei; vom Juni 2009, S 93 ff): 
 

16.3 Tatsächliche Lage und Bewertung 
 

In der Praxis ist die individuelle Glaubensfreiheit weitestgehend gewährleistet; über staatliche 
Repressionsmaßnahmen, die auf dem individuellen Glaubensbekenntnis des Einzelnen beruhen, liegen keine 
Berichte vor. Klagen über berufliche Nachteile gibt es insofern, als Angehörige von nichtmuslimischen 
Minderheiten am Zugang zum Staatsdienst be- oder gehindert werden. 
 

16.3.1 Situation der Aleviten 
 

Mit schätzungsweise 15 - 20 Millionen bilden die Aleviten nach den Sunniten die zweitgrößte 
Glaubensgemeinschaft der Türkei. Die Aleviten waren wegen ihrer Glaubensvorstellungen imOsmanischen 
Reich zeitweise massiver Verfolgung ausgesetzt. Von vielen Sunniten wurden sie aufgrund ihrer unorthodoxen 
Auslegung des Islams und ihren "heidnisch" anmutenden Riten als "Ketzer" betrachtet, wobei diese Vorstellung 
heute zum Teil immer noch existiert. Die Aleviten verwahren sich selbst gegen den Begriff "Minderheit". Vom 
türkischen Staat werden sie, entsprechend der kemalistischen Staatsdoktrin der einheitlichen türkischen Nation, 
offiziell nicht als Glaubensgemeinschaft anerkannt und sind deshalb auch nicht im Amt für religiöse 
Angelegenheiten (Diyanet) vertreten. In Regierung, Verwaltung und Parlament sind sie unterrepräsentiert. 
 

Die Bemühungen der Aleviten, sich politisch Gehör zu verschaffen, werden oft als Versuch, künstlich eine 
Minderheit zu schaffen und die territoriale Einheit und Integrität der türkischen Nation zu gefährden, bewertet. 
 

Deshalb versuchen die Aleviten sich mittels Kulturstiftungen und -vereinen zu organisieren und ihre 
Glaubenslehre und Kultur zu pflegen. Einige Alevitenvereinigungen sind auch unter dem Dach der CEM-Vakfi 
(CEM-Stiftung) organisiert. Nicht selten werden die Aktivitäten dieser Vereine durch bürokratische Hürden 
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erschwert. Der Bau von Cem-Häusern (cemevi), den Gebetsstätten der Aleviten, wird unter dieser Funktion nicht 
erlaubt und kann somit nur in Form von abgetrennten Räumen von Stiftungs- und Vereinshäusern existieren. Für 
das Abhalten von Cem-Gottesdiensten muss von den zuständigen Behörden die Erlaubnis eingeholt werden, die 
oftmals das Recht auf Versammlungsfreiheit (so werden diese religiösen Ereignisse eingestuft) missachtend eine 
Blockadehaltung einnehmen. Es hat in der Vergangenheit zahlreiche Versuche der "Sunnitisierung" von Aleviten 
und blutige Übergriffe gegeben, wie etwa den Brandanschlag am 01.07.1993 in Sivas, bei dem 37 alevitische 
Künstler und Schriftsteller ums Leben kamen. Zudem sehen sich viele Aleviten neben Übergriffen und 
Diskriminierung durch die sunnitische Mehrheitsgesellschaft einer subtilen Diskriminierung der Behörden, 
besonders bei der Vergabe von Arbeitsplätzen, ausgesetzt, was sie über Jahrzehnte dazu veranlasste, ihre wahre 
Konfession nicht preiszugeben (takiyye), so dass auch ihre Lehren erst langsam wieder entwickelt werden 
müssen. 
 

Die Aleviten fordern seit vielen Jahren die Anerkennung ihrer Cem-Häuser als religiöse Stätten, was derzeit auf 
Regierungsebene diskutiert wird. Verbunden ist damit auch eine Forderung nach Gleichstellung mit den 
Moscheen, die unter anderem das Privileg genießen, dass Kosten für Strom und Wasser von den Behörden 
beglichen werden. Ebenso in der Diskussion ist die Aufhebung der Pflicht zur Teilnahme am Religionsunterricht 
für alevitische Kinder. Anfang März 2007 entschied ein türkisches Verwaltungsgericht, dass die Teilnahme am 
(sunnitischen) Religionsunterricht in seiner jetzigen Form nicht verpflichtend sein darf. Zur Begründung verwies 
das Gericht darauf, dasses sich bei der jetzigen Form um einen Bekenntnisunterricht handle und nicht um eine 
Unterweisung in Religionskunde und Ethik. Infolge einer Beschwerde einer alevitischen Familie befand der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im Oktober 2007 einstimmig, dass Artikel 2 (Recht auf Bildung) 
des Protokolls Nr. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention verletzt worden sei. Daher befand der 
Gerichtshof, dass die Türkei ihr Bildungssystem und ihre Rechtsvorschriften mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention in Einklang bringen sollte. Bisher sind diese Vorgaben noch nicht ausreichend 
umgesetzt und es sind mehrere diesbezügliche Klagen alevitischer Familien beim Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte anhängig. Inzwischen hat die Regierung dem Schulbuch für die Abschlussklasse zehn Seiten 
über die alevitische Religion beigefügt. Im November 2008 kam es zu einer Großdemonstration von 50.000 
Aleviten in Ankara, die ihre in der Verfassung garantierten Rechte einforderten. Die Regierung erklärte sich zu 
weiteren konstruktiven Gesprächen mit Vertretern der alevitischen Gemeinschaft bereit. 
 

Zu exilpolitischen Aktivitäten bzw. Mitgliedschaft in kurdischen Vereinen und Organisationen von türkischen 
Staatsangehörigen 
 

Nur türkische Staatsangehörige, die im Ausland in herausgehobener oder erkennbar führender Position für eine 
in der Türkei verbotene Organisation tätig sind und sich nach türkischen Gesetzen strafbar gemacht haben, 
laufen Gefahr, dass sich die türkischen Sicherheitsbehörden und die Justiz mit ihnen befassen, wenn sie in die 
Türkei einreisen. Es ist davon auszugehen, dass sich eine mögliche strafrechtliche Verfolgung durch den 
türkischen Staat insbesondere auf Personen bezieht, die als Auslöser von als separatistisch oder terroristisch 
erachteten Aktivitäten und als Anstifter oder Aufwiegler angesehen werden. Öffentliche Äußerungen, auch in 
Zeitungsannoncen oder -artikeln, sowie Beteiligung an Demonstrationen, Kongressen, Konzerten etc. im 
Ausland zur Unterstützung kurdischer Belange sind nach türkischem Recht nur dann strafbar, wenn sie als 
Anstiftung zu konkret separatistischen und terroristischen Aktionen in der Türkei oder als Unterstützung illegaler 
Organisationen gemäß der gültigen Fassung des türkischen Strafgesetzbuches gewertet werden können. (Anm.: 
im Wesentlichen diesbezüglich kontinuierliche Berichtslage des deutschen Auswärtigen Amtes über die asyl- 
und abschiebungsrelevante Lage und ständige Rechtsprechung und Abschiebepraxis in der BRD 
[Quellensichtungszeitraum 24.7.2001 bis 24.9.2008]). 
 

Es liegen keine gesicherten Erkenntnisse vor, dass türkische Staatsangehörige, die sich in der BRD exilpolitisch 
betätigt haben, bei ihrer Rückkehr in die Türkei alleine wegen dieser Betätigung Verfolgungsmaßnahmen erlitten 
haben (Bericht des deutschen Auswärtigen Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Türkei 
vom 11.9.2008; amnesty international, Asylgutachten vom 17.12.2004). 
 

Dem deutschen Auswärtigen Amt ist in jüngerer Zeit kein Fall bekannt geworden, in dem ein aus der 
Bundesrepublik Deutschland in die Türkei zurückgekehrter abgelehnter Asylbewerber im Zusammenhang mit 
früheren Aktivitäten gefoltert oder misshandelt wurde. Auch die türkischen Menschenrechtsorganisationen 
haben explizit erklärt, dass aus ihrer Sicht diesem Personenkreis keine staatlichen Repressionsmaßnahmen 
drohen. Für Misshandlung oder Folter allein aufgrund der Tatsache, dass ein Asylantrag gestellt wurde, liegen 
keine Anhaltspunkte vor (Anm.: den Berichten nach überprüft das deutsche Auswärtige Amt in der Türkei im 
Rahmen der bestehenden Möglichkeiten stets erhobene und ihr bekannt gewordene Vorwürfe von Misshandlung 
oder Folter von aus der BRD in die Türkei abgeschobener Personen [vor allem abgelehnte Asylbewerber]). 
 

Es ist nicht davon auszugehen, dass türkische Staatsangehörige mit kurdischer Volksgruppenzugehörigkeit 
wegen ihrer Mitgliedschaft und Teilnahme an Vereinsaktivitäten in Österreich bei einem kurdischen Verein im 
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Falle der Rückkehr in die Türkei mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einer asylrelevanten Verfolgung oder 
refoulementrelevanten Gefahr ausgesetzt wären. Dies trifft grds. auch dann zu, wenn sie in Österreich an 
Demonstrationen teilnehmen und dabei kurdische Belange vertreten. Es kann aber auch nicht generell gesagt 
werden, dass führende Funktionäre, zB Obmann, von kurdischen Vereinen wegen dieser Funktion, und sei es 
auch als Veranstalter von Demonstrationen bzw. öffentlichen Versammlungen, zwecks Eintritt für kurdische 
Interessen, im Falle einer Rückkehr mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einer asyl- oder refoulementrelevanten 
Gefährdung ausgesetzt wären. Viele dieser in Österreich aktiven kurdischen Mitglieder, darunter auch führende 
Funktionäre der Vereine, besuchen regelmäßig ihren Herkunftsstaat Türkei um Verwandte zu besuchen oder dort 
den Urlaub zu verbringen (Zeugenschaftliche Aussage d. ehem. Vereinsobmannes v.XXXX, mit urkundlichem 
Nachweis von getätigten Reisen in die Türkei; 

zeugenschaftliche Aussage der Vereinsobfrau des XXXX ua.; 

zeugenschaftliche Aussage des stv. Obmannes von der XXXX. 
 

Laut Sedef Dearing (als Ländersachverständige in einem Türkei-Workshop beim Asylgerichtshof am 
24.04.2009) stellt die Mitgliedschaft oder das Engagement in Österreich in einem kurdischen Verein in der 
Türkei keinen strafrechtlich relevanten Sachverhalt dar. Ebenso existieren in der Türkei Vereine mit ähnlichem 
Vereinszweck wie jene in Österreich. Die Vereinsmitglieder haben in der Türkei wegen der Mitgliedschaft in 
diesen Vereinen keine Probleme bzw. wird ihnen deswegen kein Naheverhältnis zur PKK unterstellt. 
 

Es liegen keine Erkenntnisse über Aktivitäten des türkischen Geheimdienstes in Österreich vor 
(Anfragebeantwortung des Bundesamtes für Verfassungsschutz und Terrorismus-bekämpfung [BVT] vom 
24.9.2008). 
 

In einem Arbeitsgespräch mit einem Mitarbeiter des LVT OÖ im Dezember 2008 teilte dieser dem AsylGH mit, 
dass die LVTs die Aktivitäten der kurdischen Vereine beobachten. Sollten hierbei statutenwidrige Aktivitäten 
festgestellt werden, wird dies unverzüglich der Vereinsbehörde mitgeteilt. 
 

Rückkehrsituation: 
 

(Quelle. Bericht des Auswärtigen Amtes Deutschland über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Republik Türkei vom 29.06.2009) 
 

IV. Rückkehrfragen 
 

1. Situation für Rückkehrerinnen und Rückkehrer 
 

1.1 Grundversorgung 
 

Die Türkei kennt bisher keine staatliche Sozialhilfe nach EU-Standard. Sozialleistungen für Bedürftige werden 
auf der Grundlage der Gesetze Nr. 3294 über den Förderungsfonds für Sozialhilfe und Solidarität (Sosyal 
Yardimlasma ve Dayanismayi Tesvik Kanunu) und Nr. 5263, Gesetz über Organisation und Aufgaben der 
Generaldirektion für Sozialhilfe und Solidarität (SosyalYardimlasma ve Dayanisma Genel Müdürlügü Teskilat 
ve Görevleri Hakkinda Kanun) gewährt. Die Sozialhilfeprogramme werden von den in 81 Provinzen und 850 
Kreisstädten vertretenen Stiftungen für Sozialhilfe und Solidarität (Sosyal Yardimlasma ve Dayanisma Vakfi) 
ausgeführt und sind den Gouverneuren unterstellt. Anspruchsberechtigt nach Art. 2 des Gesetzes Nr. 3294 sind 
bedürftige Staatsangehörige, die sich in Armut und Not befinden, nicht gesetzlich sozialversichert sind und von 
keiner Einrichtung der Sozialsicherheit ein Einkommen oder eine Zuwendung beziehen, sowie Personen, die 
durch eine kleine Unterstützung oder durch Gewährleistung einer Ausbildungsmöglichkeit gemeinnützig und 
produktiv werden können. Die Voraussetzungen für die Leistungsgewährung werden von Amts wegen geprüft. 
Leistungen werden gewährt in Form von Unterstützung der Familie (Nahrungsmittel, Heizmaterial, Unterkunft), 
Hilfen für die Ausbildung (Schülerbedarfsartikel, Unterkunft), Krankenhilfe, Behindertenhilfe sowie besondere 
Hilfeleistungen wie Katastrophenhilfe oder die Volksküchen. In einem im Jahr 2008 begonnenen Projekt sollen 
erstmals Bedürftigkeitskriterien für die einzelnen Leistungsarten entwickelt werden. Die Leistungen werden in 
der Regel als zweckgebundene Geldleistungen für neun bis zwölf Monate gewährt; in Einzelfällen entscheidet 
der Vorstand der Stiftung. In der Türkei existieren darüber hinaus weitere soziale Einrichtungen, die ihre eigenen 
Sozialhilfeprogramme haben. 
 

1.2. Medizinische Versorgung 
 

In der Türkei gibt es neben dem staatlichen Gesundheitssystem, das eine medizinische Grundversorgung 
garantiert, mehr und mehr leistungsfähige private Gesundheitseinrichtungen, die in jeglicher Hinsicht EU-
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Standards entsprechen. Auch das staatliche Gesundheitssystem hat sich in den letzten Jahren strukturell und 
qualitativ erheblich verbessert. Die staatlichen Ausgaben sind laut Gesundheitsministerium von 28,6 im Jahr 
2003 auf 38,3 Milliarden Türkische Lira (ca. 14,3 bzw. 19,2 Mrd. ¿) im Jahr 2007 gestiegen. Gleichzeitig 
wurden deutliche Fortschritte beim Kostenmanagement erzielt. Versorgungsdefizite - vor allem in den ländlichen 
Provinzen - bestehen aber noch bei der medizinischen Ausstattung, bei Ärzten und Krankenpflegern. In diesen 
Fällen besteht die Möglichkeit, die Patienten in Behandlungszentren der nächstgelegenen größeren Städte zu 
überweisen. 
 

Am 1. Oktober 2008 trat das zweite Gesetz zur Sozialversicherungsreform (Gesetz Nr. 5510) in Kraft. Danach 
wird die gesetzliche Krankenversicherung auf alle Personengruppen ausgedehnt. Ziel ist die Sicherstellung einer 
einheitlichen gesundheitlichen Versorgung aller Bürgerinnen und Bürger, indem die gleichen Voraussetzungen 
und Leistungsansprüche für Angestellte, Rentner und Selbständige herstellt und auch bislang unversicherte 
Mittellose, die allerdings noch in einer Übergangszeit von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Reformgesetzes 
über die so genannte "Grüne Karte", die zur kostenlosen medizinischen Versorgung im staatlichen 
Gesundheitssystem berechtigt (s.u. in diesem Abschnitt), einbezogen werden. Die Beiträge der ärmeren 
Bevölkerungsgruppen wird der Staat zum großen Teil weiter entrichten, dabei werden aber für einen Teil dieser 
Gruppe nach Leistungsfähigkeit gestaffelt finanzielle Beteiligungen eingeführt. Außerdem soll nur derjenige 
Leistungen erhalten, der die Beiträge tatsächlich gezahlt hat. Das Hausarztsystem, das bislang in 33 Provinzen 
eingeführt wurde, soll bis 2010 flächendeckend auf alle Provinzen ausgedehnt werden. Patienten müssen nun 
beim Arztbesuch oder Krankenhausaufenthalt einen geringen Eigenanteil ähnlich der deutschen Praxisgebühr) in 
Höhe von 10 TL (ca. 5 ¿) pro Erkrankung entrichten, wobei das Hausarztsystem allerdings ausgenommen ist. 
Diese Änderungen gelten für alle gesetzlich Versicherten. In der staatlichen Krankenversicherung sind 
Erwerbstätige und ihre Familienangehörigen versichert. Der Abschluss einer privaten Krankenversicherung ist 
weiterhin möglich; diese leistet Zuzahlungen in Privatkliniken und übernimmt die Zahlungen in Privatpraxen. 
 

Die Behandlung in 1.150 staatlichen Krankenhäusern mit ca. 175.000 Betten (davon ca. 6.650 in 
Intensivstationen) bleibt für die bei der staatlichen Krankenversicherung Versicherten mit Ausnahme der " 
Praxisgebühr" unentgeltlich. Wird eine staatlich anerkannte Privatklinik in Anspruch genommen, wird in der 
Regel pro Erkrankung eine Zuzahlung erforderlich (die allerdings bei 30 % der staatlichen Kostenübernahme für 
eine vergleichbare Behandlung gedeckelt ist), wobei Laborkosten und weitere zusätzlich anfallende 
Untersuchungen extra liquidiert werden. Sofern eine Überweisung des Patienten an eine staatlich anerkannte 
Privatklinik vorgenommen wird, trägt die Krankenversicherung weiterhin nur einen Teil der Behandlungskosten, 
der Rest ist privat zu entrichten bzw. muss über eine private Zusatzversicherung abgerechnet werden. 
Medikamente sind in der Türkei meist erheblich preiswerter als in Deutschland - für manche werden die Kosten 
teilweise von den Versicherten getragen (20 % bei Versicherten und deren Familienangehörigen, 10 % bei 
Rentnern und deren Familienangehörigen). Die Behandlung in den staatlichen "Zentren für Mutter und Kind 
sowie Familienplanung" ist generell unentgeltlich. Sowohl staatliche als auch private Krankenhäuser werben mit 
Erfolg im Ausland für Behandlungen in der Türkei. Die stationären Kosten liegen oft nur bei 25 % der Kosten in 
westlichen Industrieländern, sind aber in Relation zu den türkischen Einkommensverhältnissen höher als dort. 
Bedürftige können innerhalb der Übergangsfrist weiterhin eine "Grüne Karte" (Yesil Kart) bei der 
Gesundheitsverwaltung beantragen, die zur kostenlosen medizinischen Versorgung im staatlichen 
Gesundheitssystem berechtigt. Die Voraussetzungen, unter denen mittellose Personen in der Türkei die Grüne 
Karte erhalten, ergeben sich aus dem Gesetz Nr. 3816 vom 18.06.1992 und aus dem Änderungsgesetz Nr. 5222 
vom 14.07.2004. Als mittellos gilt, wer einerseits nicht in einer Sozialversicherungsanstalt versichert ist, 
andererseits über ein monatliches Einkommen bzw. über einen Anteil am Familieneinkommen verfügt, der nach 
Abzug von Steuern und Versicherungen weniger als ein Drittel des staatlich festgesetzten Mindestlohns beträgt. 
Für über 16-jährige ist dieser ab 01.01.2009 666,-TL (ca. 333,- ¿), ab 01.07.2009 693 TL (ca. 346,50 ¿). 
Weiteres Vermögen, z. B. Kfz, Bankguthaben oder Immobilien werden angerechnet. Rückkehrer aus dem 
Ausland unterliegen dem gleichen Prüfungsverfahren hinsichtlich ihrer Mittellosigkeit wie im Inland lebende 
türkische Staatsangehörige. 
 

Nach Angaben der zuständigen Stellen gibt es in der Türkei ca. zwölf Millionen Inhaber einer "Grünen Karte". 
Sie kann nur in der Türkei beantragt werden. Die Mittellosigkeit des Antragstellers wird seit dem 06.12.2006 
unter Beteiligung verschiedener Behörden festgestellt. Die zuständige Kommission des Landratsamtes 
entscheidet über die Anträge, wobei sich die Bearbeitungszeiten erheblich verkürzt haben. 
 

Inhaber der "Grünen Karte" haben grundsätzlich Zugang zu allen Formen der medizinischen Versorgung und 
können Medikamente in allen Apotheken beziehen. In der Übergangszeit zwischen Beantragung und Ausstellung 
der "Grünen Karte" werden bei einer Notfallerkrankung sämtliche stationären Behandlungskosten und alle 
weiteren damit zusammenhängenden Ausgaben übernommen. Stationäre Behandlung von Inhabern der "Grünen 
Karte" umfasst die Behandlungskosten sowie Medikamentenkosten in Höhe von 100 %. Für Leistungen, die 
nicht über die "Grüne Karte" abgedeckt sind oder wenn der Mittellose kein Anrecht auf die "Grüne Karte" hat, 
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stehen ergänzend Mittel aus dem jeweils örtlichen Solidaritätsfonds zur Verfügung (Sosyal Yardim ve 
Dayanisma Fonu). 
 

Eine medizinische Versorgung sowie die Behandlungsmöglichkeit psychischer Erkrankungen ist grundsätzlich 
landesweit gegeben. In ländlichen Regionen müssen Patienten unter Umständen in Behandlungszentren größerer 
Städte überwiesen werden. Das Gesundheitswesen garantiert psychisch kranken Menschen umfassenden Zugang 
zu Gesundheitsdiensten und Beratungsstellen. 
 

Dauereinrichtungen für psychisch Kranke wie offene oder geschlossene Psychiatrien oder betreute Wohnheime 
gibt es jedoch nur in begrenzter Kapazität für chronische Fälle, in denen familiäre Unterstützung nicht 
gewährleistet ist oder die eine Gefahr für die Öffentlichkeit darstellen. Auch bei der Behandlung psychischer 
Erkrankungen ist ein ständig steigender Standard festzustellen (vgl. hierzu die Anlage II "Medizinische 
Versorgung psychisch kranker Menschen in der Türkei"). 
 

Eine AIDS-Behandlung - zu deren Bezahlung die "Grüne Karte" grundsätzlich auch berechtigt - kann nach 
Angaben des Gesundheitsministeriums in allen Provinzen, in denen sich Universitätskrankenhäuser befinden, 
durchgeführt werden. In Istanbul stehen drei, in Ankara und Izmir jeweils zwei private Krankenhäuser für eine 
AIDS-Behandlung zur Verfügung. 
 

Landesweit ist eine Vielzahl von Krankenhäusern bevollmächtigt, Gesundheitszeugnisse über behinderte oder 
psychisch kranke Menschen auszustellen, die für die Beantragung staatlicher finanzieller oder sonstiger 
Maßnahmen sowie von Rehabilitationsmaßnahmen für Kinder und Jugendliche benötigt werden. Basierend auf 
einem solchen Zeugnis stellt das Amt des Behindertenbeauftragten auch die "Behindertenkarte" aus. 
 

2. Behandlung von Rückkehrerinnen und Rückkehrern 
 

Dem Auswärtigen Amt ist in den letzten Jahren kein Fall bekannt geworden, in dem ein aus der Bundesrepublik 
Deutschland in die Türkei zurückgekehrter Asylbewerber im Zusammenhang mit früheren Aktivitäten - dies gilt 
auch für exponierte Mitglieder und führende Persönlichkeiten terroristischer Organisationen - gefoltert oder 
misshandelt worden ist. Auch seitens türkischer Menschenrechtsorganisationen wurde kein Fall genannt, in dem 
politisch nicht in Erscheinung getretene Rückkehrer oder exponierte Mitglieder und führende Persönlichkeiten 
terroristischer Organisationen menschenrechtswidriger Behandlung durch staatliche Stellen ausgesetzt war. Nach 
Auskunft von EU-Mitgliedstaaten (Dänemark, Schweden, Niederlande, Frankreich, England, auch der 
Kommission) sowie Norwegen, der Schweiz und den USA ist auch diesen aus jüngerer Zeit kein Fall bekannt, in 
dem exponierte Mitglieder, führende Persönlichkeiten terroristischer Organisationen sowie als solche eingestufte 
Rückkehrer menschenrechtswidriger Behandlung ausgesetzt waren. 
 

Die rechtsstaatskonforme Behandlung zeigt sich zum Beispiel im Fall des M. I., der am 19.09.2007 auf Grund 
eines Auslieferungsersuchens aus Deutschland in die Türkei überstellt wurde. Der Genannte wurde nach Einreise 
in die Türkei in die 2. geschlossene Hochsicherheitsstrafanstalt von Ankara (Typ F) eingeliefert. Am 30.09.2007 
wurde er in die Hochsicherheitsstrafanstalt (Typ D) nach Diyarbakir verlegt. M. I. war gem. Artikel 125 des 
tStGB a. F. (Separatismus) angeklagt. Bei der 5. Verhandlung beim 5. Gericht für schwere Straftaten in 
Diyarbakir am 05.06.2008 wurde M. I. freigesprochen, weil eine Tatbeteiligung und somit der Schuldvorwurf 
nicht bewiesen werden konnte. Die Freilassung erfolgte am gleichen Tag. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 
Nach Angaben des Rechtsanwaltes, der die Vertretung des Angeklagten übernommen hatte, war M. I. während 
seiner Haft weder psychischen noch physischen Beeinträchtigungen durch staatliche Organe ausgesetzt. 
 

Aufgrund eines Runderlasses des Innenministeriums vom 18.12.2004 dürfen keine Suchvermerke mehr ins 
Personenstandsregister eingetragen werden. Angaben türkischer Behörden zufolge wurden Mitte Februar 2005 
alle bestehenden Suchvermerke in den Personenstandsregistern gelöscht. Es besteht für das Auswärtige Amt 
somit keine Möglichkeit mehr, das Bestehen von Suchvermerken zu verifizieren, auch nicht über die bisher 
damit befassten Vertrauensanwälte. 
 

Seit 2005 müssen Kommunen mit mehr als 50.000 Einwohnern, soweit es ihre finanzielle Kapazität erlaubt, 
Frauenhäuser einrichten. Das Gesetz sieht vor, dass Frauen dort bis zu sechs Monaten Schutz finden können. 
Nach Auskunft der türkischen Generaldirektion für soziale Angelegenheiten und Kinderschutz existieren derzeit 
49 staatlich betriebene sowie 3 privat betriebene Frauenhäuser mit einem vergleichbaren Aufgabenbereich wie in 
Deutschland; außerdem gibt es in Konya eine privat betriebene entsprechende Einrichtung für Männer. Nach 
Aussage staatlicher Stellen stehen diese Einrichtungen auch Rückkehrern zur Verfügung. 
 

Unbegleitet zurückkehrende Minderjährige finden in der Regel Aufnahme bei näheren oder ferneren 
Verwandten. Für die sehr seltenen Fälle, in denen sich nach Rückkehr in die Türkei kein Verwandter oder 
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Bekannter bereit erklärt, die Rückkehrenden zumindest übergangsweise aufzunehmen, stehen Plätze in 
Waisenhäusern oder Kinderheimen zur Aufnahme bereit. Es ist empfehlenswert, in solchen Fällen über den 
Internationalen Sozialdienst (ISD) die türkische Generaldirektion für Soziale Angelegenheiten und Kinderschutz 
zu kontaktieren. 
 

3. Einreisekontrollen 
 

Bei der Einreise in die Türkei hat sich jeder einer Personenkontrolle zu unterziehen. Türkische Staatsangehörige, 
die ein gültiges türkisches, zur Einreise berechtigendes Reisedokument besitzen, können die Grenzkontrolle 
grundsätzlich ungehindert passieren. In Fällen von Rückführungen gestatten die türkischen Behörden die 
Einreise nur mit türkischem Reisepass oder Passersatzpapier. Wenn bei der Einreisekontrolle festgestellt wird, 
dass für die Person ein Eintrag im Fahndungsregister besteht, wird die Person in Polizeigewahrsam genommen. 
Ein Eintrag besteht nicht, wenn zuvor anhängige Ermittlungsverfahren oder eingeleitete Strafverfahren wegen 
Verjährung oder Amnestiebestimmungen eingestellt wurden oder die Person freigesprochen und ein Fahndungs- 
bzw. Haftbefehl aufgehoben wurde. 
 

Wenn auf Grund eines Eintrages festgestellt wird, dass ein Ermittlungsverfahren anhängig ist, wird die Person in 
Polizeigewahrsam genommen. Ein Anwalt wird zur Durchführung des Verhörs, bei welchem der 
Festgenommene zu den schriftlich vorliegenden Anschuldigungen gehört wird, hinzugezogen. Der 
Festgenommene wird ärztlich untersucht. Das Verhör wird durch den Staatsanwalt oder durch einen von ihm 
bestimmten Polizeibeamten im Namen der Staatsanwaltschaft vorgenommen. Der Festgenommene darf zunächst 
24 Stunden festgehalten werden. Eine Verlängerung dieser Frist auf 48 Stunden ist möglich. Danach findet 
erneut eine ärztliche Untersuchung statt. Nach der ärztlichen Untersuchung wird der Festgenommene mit dem 
Bericht des Arztes dem Staatsanwalt vorgeführt, der nochmals eine Befragung im Beisein eines Anwaltes 
durchführt. Der Staatsanwalt verfügt entweder die Freilassung oder überstellt den Betroffenen dem zuständigen 
Richter mit dem Antrag auf Ausstellung eines Haftbefehls. Bei der Befragung durch den Richter ist ebenfalls der 
Anwalt anwesend. Wenn auf Grund eines Eintrages festgestellt wird, dass ein Strafverfahren anhängig ist, wird 
die Person bei der Einreise festgenommen und der Staatsanwaltschaft überstellt. Ein Anwalt wird hinzugezogen 
und eine ärztliche Untersuchung vorgenommen. 
 

Der Staatsanwalt überprüft von Amts wegen, ob der Betroffene von den Amnestiebestimmungen des 1991 in 
Kraft getretenen Antiterrorgesetzes Nr. 3713 oder des im Dezember 2000 in Kraft getretenen Gesetzes Nr. 4616 
(Gesetz über die bedingte Entlassung, Verfahrenseinstellung und Strafaussetzung zur Bewährung bei Straftaten, 
die vor dem 23. April 1999 begangen worden sind) profitieren kann oder ob gemäß Art. 102 StGB a. F. (jetzt 
Art. 66 StGB n. F.) Verjährung eingetreten ist. Sollte das Verfahren aufgrund der vorgenannten Bestimmungen 
ausgesetzt oder eingestellt sein, wird der Festgenommene freigelassen. Andernfalls fordert der Staatsanwalt von 
dem Gericht, bei dem das Verfahren anhängig ist, einen Haftbeschluss an. Der Verhaftete wird verhört und mit 
einem Haftbefehl - der durch den örtlich zuständigen Richter erlassen wird - dem Gericht, bei dem das Verfahren 
anhängig ist, überstellt. Während der Verhöre - sowohl im Ermittlungs- als auch im Strafverfahren - sind 
grundsätzlich Kameras eingeschaltet. 
 

3. Beweiswürdigung: 
 

3.1 Die Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers, zu seiner Herkunft, zu seinen Angehörigen und den 
Lebensverhältnissen in Österreich wie in der Türkei beruhen auf den im Verfahren vorgelegten Dokumenten, der 
Einvernahme vor dem Bundesasylamt sowie auf seinen diesbezüglich im Wesentlichen gleich lautenden und als 
glaubwürdig erachteten Ausführungen in der mündlichen Verhandlung im Einklang mit dem Akteninhalt. 
 

3.2. Die Mitgliedschaft des BF beim Verein XXXX ist durch ein Bestätigungsschreiben des angeführten 
Vereines belegt und wird nicht in Zweifel gezogen. Der BF bezeichnet sich als einfaches Mitglied, dass keine 
Vereinfunktionen innehat. Er gehöre der Jugendorganisation des Vereines an, verteile Zeitschriften und 
organisiere Abendveranstaltungen. Bei Demonstrationen sei er mitgegangen. Der Darstellung des BF wird in 
diesen Punkten gefolgt. Anhaltspunkte für ein auffälliges politisch-oppositionelles Engagement in diesem Verein 
oder in der Öffentlichkeit ergeben sich aus diesem Betätigungsfeld nicht. 
 

Der BF hat in der Beschwerdeverhandlung eine völlig anderes Gefährdungsszenario geschildert als im 
erstinstanzlichen Verfahren bzw. in seiner Beschwerde. So hat er seinerzeit behauptet, er habe an der verbotenen 
kurdischen Zeitung "XXXX" mitgearbeitet und für diese Artikel verfasst, die sich kritisch mit 
antidemokratischen Verhältnissen auseinander setzten; er sei weiters in den Jahren 1998 bis 2000 drei Mal 
festgenommen und geschlagen und generell als Kurde ausgegrenzt und benachteiligt worden, außerdem habe er 
als Alevit Probleme gehabt. In der Beschwerdeverhandlung führte der BF hingegen aus, er habe die Türkei 
verlassen, weil er eine Pension besitzt, in der Saisonarbeiter (Orangenpflücker) aus dem Osten genächtigt haben. 
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Auf diese Weise habe er die PKK unterstützt. Konkrete Verfolgungshandlungen schilderte er nicht. Als 
Erklärung, warum er im Rechtsmittelverfahren eine völlig andere Darstellung seiner Fluchtgründe vorbringt, gab 
er an, dass ihm seine damaligen Angaben großteils von außen diktiert worden seien. Er habe damals (im 
Verfahren vor dem Bundesasylamt) nicht gewusst, wie er sich verhalten solle. 
 

Der Darstellung des BF kann nicht gefolgt werden. Durch die völlige Auswechslung seines Vorbringens wird die 
Glaubwürdigkeit des BF massiv in Zweifel gezogen. Es muss der Schluss gezogen werden, dass der BF den 
Antrag aus anderen Gründen, die keine Asylrelevanz haben, gestellt hat. Dieses Ergebnis wird auch dadurch 
gestärkt, dass der BF in Österreich zwei Mal bei der Ausübung einer illegalen Beschäftigung als Polier bzw. 
Bauarbeiter betreten wurde. Außerdem leben nach wie vor seine Eltern, zwei Schwestern und ein jüngerer 
Bruder unbehelligt in der Türkei. Auch dass die bereits ausgewanderten Geschwister ihr Aufenthaltsrecht in 
Österreich nicht auf das Asylgesetz stützen, spricht gegen eine Verfolgungssituation. 
 

3.3. Die Feststellungen zur Situation in der Türkei gründen sich auf den in der mündlichen Verhandlung am 
10.09.2009 dargelegten aktuellen Länderdokumenten denen der Beschwerdeführer auch nicht substantiiert 
entgegentrat. Hinsichtlich der herangezogenen Quellen zur Lagebeurteilung ist zu berücksichtigten, dass sie sich, 
insbesondere das dt. Auswärtige Amt im Rahmen ihrer Feststellungen ua. auf verschiedene NGOs bzw. 
internationale Organisationen, wie UNHCR, das IKRK berufen und ho. keinerlei Hinweise ersichtlich sind, dass 
diese Organisationen den Feststellungen des dt. Auswärtigen Amtes widersprachen, bzw. sich dagegen 
ausgesprochen hätten, dass sich das dt. Auswärtige Amt auf sie beruft. Konkret führt das dt. Auswärtige Amt im 
Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Türkei vom 11.9.2008 zu diesem 
Themenkreis an: 
 

"Die deutschen Auslandsvertretungen sind angewiesen, sämtliche vor Ort zur Verfügung stehenden Erkenntnisse 
auszuwerten. Dies gilt insbesondere für Erkenntnisse lokaler Menschenrechtsgruppen und vor Ort vertretener 
Nichtregierungsorganisationen. Weitere Erkenntnisquellen sind Oppositionskreise, Rechtsanwälte, Botschaften 
westlicher Partnerstaaten, internationale Organisationen wie z. B. UNHCR oder IKRK, Regierungskreise sowie 
abgeschobene Personen. Darüber hinaus tauscht das Auswärtige Amt regelmäßig mit Vertretern von 
Nichtregierungsorganisationen (NROen) und dem UNHCR Informationen über die Lage in einzelnen 
Herkunftsländern aus. Dadurch sowie durch stets mögliche schriftliche Stellungnahmen erhalten die Vertreter 
der Nichtregierungs-organisationen und des UNHCR die Möglichkeit, ihre Erkenntnisse zu den in den 
Lageberichten dargestellten Sachverhalten einzubringen." 
 

Hieraus ist ableitbar, dass diese Organisationen gegen die getroffenen Feststellungen des dt. Auswärtigen Amtes 
keine wesentlichen Einwände haben, widrigenfalls würden sie diese artikulieren. 
 

4. Rechtliche Beurteilung: 
 

4.1. Gemäß § 75 Abs. 7 Z 1 Asylgesetz 2005 idF BGBl. I 4/2008 sind Verfahren, die am 1. Juli 2008 beim 
unabhängigen Bundesasylsenat anhängig sind, vom Asylgerichtshof weiterzuführen. 
 

Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in 
Senaten, soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich 
vorgesehen ist. Gemäß § 60 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen 
zurückweisende Bescheide nach den §§ 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. Gemäß § 
42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder 
Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von anhängigen oder in naher Zukunft zu erwartender 
Verfahren stellt, sowie gemäß § 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im zuständigen Senat kein Entscheidungsentwurf die 
Zustimmung des Senates findet durch einen Kammersenat. Im vorliegenden Verfahren liegen weder die 
Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen Einzelrichter noch die für eine Entscheidung durch den 
Kammersenat vor. 
 

Gemäß § 75 Abs 1 AsylG 2005 sind alle am 31.12.2005 anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des 
Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen. § 44 AsylG 1997 gilt. Die §§ 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses 
Bundesgesetzes (AsylG 2005) sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 ist auf diese Verfahren mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur Erlassung einer Ausweisung 
zuständig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens führen würde, nach dem 
31.12.2005 verwirklicht wurde. § 57 Abs 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass nur 
Sachverhalte, die nach dem 31.12.2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen führen. 
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Gemäß § 44 Abs 1 AsylG 1997 werden Asylanträge, die bis zum 30.04.2004 gestellt wurden, nach den 
Bestimmungen des AsylG 1997 idF BGBl I Nr. 126/2002 geführt. Die §§ 8, 15, 22, 23 Abs 3, 5 und 6, 36, 40 
und 40a sind gemäß § 44 Abs 3 leg cit idF BGBl I Nr. 101/2003 auch auf Verfahren gemäß Abs 1 anzuwenden. 
 

Nachdem der gegenständliche Asylantrag vor dem 30.04.2004 gestellt wurde, ist zusammengefasst also das 
AsylG 1997 idF BGBl I Nr. 126/2002 mit den soeben genannten Maßgaben anzuwenden. 
 

Gemäß § 23 AsylGHG sind, soweit sich aus dem B-VG, den AsylG 2005 und dem VwGG nichts anderes ergibt, 
auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Nach den 
Gesetzesmaterialien (AB 371 XXIII. GP) gilt dies auch für zusammengesetzte Begriffe, die den Wortbestandteil 
"Berufung" enthalten (z. B "Berufungsbehörde" oder "Berufungsantrag" in §§ 66 und 67 AVG). 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die Berufungsbehörde (der Asylgerichtshof), sofern die Berufung (Beschwerde) 
nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist 
berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der 
Unterbehörde zu setzen und den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

4.2 Nichtgewährung von Asyl: 
 

4.2.1. Gemäß § 7 AsylG hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn 
glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer 
Flüchtlingskonvention [GFK]) droht und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F GFK genannten Endigungs- 
oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist Flüchtling, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, 
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung 
verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese 
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen. 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwGH 
25.01.2001, Zl. 2001/20/0011, VwGH 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131, VwGH 22.12.1999, Zl. 99/01/0334). 
 

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche 
Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die 
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist 
dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte 
Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011, VwGH 21.12.2000, Zl. 
2000/01/0131). 
 

Relevant kann darüber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Erlassung der Entscheidung 
vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der 
Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 
Flüchtlingskonvention genannten Gründen zu befürchten habe (VwGH vom 19.10.2000, Zl. 98/20/0233). 
 

4.2.2. Im gegenständlichen Fall sind nach Ansicht des Asylgerichtshofes die dargestellten Voraussetzungen für 
die Zuerkennung von Asyl, nämlich eine glaubhafte Verfolgungsgefahr im Herkunftsstaat aus einem in Art. 1 
Abschnitt A Z 2 der GFK angeführten Grund nicht gegeben. Der BF hat den ursprünglich im Verfahren vor dem 
Bundesasylamt geltend gemachten Sachverhalt in der Beschwerdeverhandlung völlig ausgewechselt und zum 
Erstvorbringen erklärt, er sei zum damaligen Zeitpunkt von anderen veranlasst worden, dieses so anzugeben; er 
selbst habe nicht gewusst, wie er sich verhalten soll. Es entspricht somit das Erstvorbringen nicht den Tatsachen, 
und braucht daher auf seine Asylrelevanz nicht untersucht zu werden. Bei der Schilderung des Sachverhaltes in 
der Beschwerdeverhandlung hat er aber auch keine konkreten Verfolgungshandlungen genannt und nur implizit 
auf eine Verfolgungssituation hingewiesen, die entstanden sein könnte, weil er Saisonarbeitern aus dem Osten in 
seiner Pension Unterkunft gewährt habe, was von seiner Seite als Unterstützung für die PKK gedacht war. 
 

Geht man davon aus, dass der BF Alevit ist - wie er behauptet, so kann auch in Anbetracht dessen nicht davon 
ausgegangen werden, dass er wegen der bloßen Zugehörigkeit zu dieser Glaubensrichtung einer asylrelevanten 
Verfolgung ausgesetzt ist. Zum einen wurden keine konkreten, gegen den BF aus dem Grund der Religion 
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gerichteten Verfolgungshandlungen geltend gemacht, Zum anderen ergibt sich aus der zur Kenntnis gebrachten 
Länderdokumentation nicht, dass die Benachteiligungen der Aleviten und die aus sunnitischer Sicht bestehende 
Ablehnung des Alevismus als eigene Religionsgesellschaft bereits eine asylrelevante (Gruppen-)verfolgung 
darstellen. Insofern der BF bzw. sein gewillkürter Vertreter in der Beschwerdeergänzung eine generelle 
Verfolgungssituation (Gruppenverfolgung) von Aleviten darzustellen versucht (ohne freilich konkrete, gegen 
den BF gerichtete Verfolgungshandlungen aus diesem Grund aufzuzeigen [was nicht einmal der BF selbst getan 
hat]), ist auf die aktuelle Länderdokumentation zu verweisen. Demnach ist es den Aleviten in der Türkei 
inzwischen gestattet, sich als Verein zu organisieren. Die Situation im Bezug auf die Errichtung von religiösen 
Stätten hat sich verbessert und 2008 haben bereits verschiedene Stadtverwaltungen den alevitischen Cem-Evi die 
Gleichstellung mit Moscheen ermöglicht. Dabei wird vom Asylgerichtshof nicht verkannt, dass Alevismus noch 
immer nicht als eigene Religionsgemeinschaft, sondern als Teil der sunnitischen Mehrheitsreligion betrachtet 
wird und viele andere Stadtverwaltungen sowie die Religionsbehörde Diyanet alevitische Gotteshäuser nicht als 
religiöse Stätten anerkennen. Die in der Beschwerdeergänzung erwähnten pogromartige Ausschreitungen gegen 
Aleviten liegen mehr als 30 (Corum und Kahranmaras) bzw. 16 Jahre (Sivas) zurück und haben sich indes nicht 
mehr wiederholt. Insofern sind sie schon mangels Aktualität nicht geeignet im gegenständlichen Fall eine 
asylrelevante Verfolgungssituation zu begründen. 
 

Aber auch die vom BF als subjektiver Nachfluchtgrund geltend gemachte aktive Mitgliedschaft beim 
VereinXXXX und Teilnahme an pro-kurdischen Demonstrationen führen nicht zur Annahme, dass der BF im 
Falle der Rückkehr in die Türkei einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt ist. Insofern ist darauf zu verweisen, 
dass in Anbetracht der Tatsache, dass der türkische Staat realistischer Weise nicht jegliche exilpolitische 
Tätigkeit seiner Staatsbürger im Ausland verfolgen kann, sich das Interesse wohl nur auf Personen beschränken 
muss, die aufgrund ihrer exponierten Stellung, ihres Einflusses auf andere türkische Staatsbürger und eines 
herausragenden Engagements eine potentielle Gefahr für die politische Macht in der Türkei darstellen könnten. 
Das Profil der exilpolitischen Tätigkeit des Beschwerdeführers erweist sich aber als nicht derart markant, dass es 
geeignet erscheint, einen erhöhten Ermittlungsaufwand bei den türkischen Behörden auszulösen. Ein für den 
Beschwerdeführer dadurch hervorgerufenes asylrelevantes Verfolgungsrisiko ist nach der Beurteilung des 
erkennenden Senates demnach nicht erkennbar. Beim Beschwerdeführer handelt es sich jedenfalls nicht um eine 
herausragende und führende Persönlichkeit im exilpolitischen Kampf gegen den türkischen Staat in Österreich. 
 

Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung, insbesondere aufgrund des Umstandes, dass der Beschwerdeführer weder 
in Bezug auf die Zeit vor der Ausreise aus der Türkei noch in Bezug auf seine vorgebrachte exilpolitische 
Tätigkeit in Österreich politisch dermaßen engagiert und exponiert gewesen war und ist, dass mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit ein tatsächliches Interesse des türkischen Staates an seiner Person bestehen würde, ergibt 
sich für den erkennenden Senat der Schluss, dass der Beschwerdeführer wegen der aufgezeigten 
Vereinsmitgliedschaft in der Türkei nicht mit einer konkret und gezielt gegen seine Person gerichteten 
Verfolgung maßgeblicher Intensität zu rechnen hätte. Der Beschwerdeführer hat nämlich nicht glaubhaft 
dargetan und bescheinigt, dass er ein intensives politisches Engagement verfolgt. 
 

Auch nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt es bei der Beurteilung der 
Gefährdungssituation von "Rückkehrern", die sich im Ausland exilpolitisch betätigt haben, in Bezug auf den 
geltend gemachten Nachfluchtgrund darauf an, ob der Asylwerber infolge seiner exilpolitischen Betätigung in 
das Blickfeld der für die Staatssicherheit zuständigen Behörden seines Herkunftsstaates geraten konnte. 
 

Zur Beantwortung dieser Frage sind zwei Gesichtspunkte zu berücksichtigen, einerseits, ob der Asylwerber 
auffällig "regimekritisch" in Erscheinung getreten ist, andererseits, ob er aus der Sicht der Behörden des 
Herkunftsstaates als Gefahr für das Regime eingeschätzt werden konnte (VwGH, 22.05.2001, 2000/01/0076; 
VwGH, 14.01.2003, 2001/01/0398; VwGH, 08.04.2003, Zl. 2002/01/0078). Beide Fragen sind im 
gegenständlichen Verfahren zu verneinen. 
 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass die Zugehörigkeit eines Asylwerbers zu einer 
ethnischen oder religiösen Volksgruppe allein sowie deren schlechte allgemeine Situation nicht geeignet ist, eine 
Asylgewährung zu rechtfertigen (vgl. VwGH 23.05.1995, 94/20/0816). Das Asylgesetz verlangt vielmehr die 
begründete Furcht vor einer konkret gegen den Asylwerber selbst gerichteten Verfolgungshandlung aus den in 
der Genfer Flüchtlingskonvention angeführten Gründen. Nachteile, welche auf die allgemeinen politischen, 
wirtschaftlichen oder sozialen Lebensbedingungen in einem Staat zurückzuführen sind, und jeden treffen 
können, der dort lebt, stellen keine Verfolgung im Sinne des Asylgesetzes dar. Überdies existieren - auch unter 
Berücksichtigung des zur Zeit wieder verschärften Vorgehens des türkischen Staates gegen militante Kurden - 
derzeit keine aktuellen Berichte über die Lage der Kurden in der Türkei und damit keine von Amts wegen 
aufzugreifenden Anhaltspunkte dafür, dass gegenwärtig Personen kurdischer Volksgruppenzugehörigkeit in der 
Türkei generell mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit allein aufgrund ihrer Volksgruppenzugehörigkeit einer 
asylrelevanten - sohin auch einer maßgeblichen Intensität erreichenden - Verfolgung ausgesetzt bzw. staatlichen 
Repressionen unterworfen würden. Ein systematisches, flächendeckendes Vorgehen gegen Kurden, welches 



 Asylgerichtshof 25.11.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 13 von 15 

dieser Personengruppe einen Verbleib in der Türkei unerträglich machen würde, ist sohin - jedenfalls aktuell - 
nicht feststellbar. 
 

Zusammengefasst ist daher auch nicht vom Vorliegen eines Nachfluchtgrundes auszugehen. Die Beschwerde 
war hinsichtlich Spruchpunkt I. somit abzuweisen. 
 

4.3. Zulässigerklärung der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung: 
 

4.3.1. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG hat die Behörde im Fall der Abweisung eines Asylantrages von Amtswegen 
bescheidmäßig festzustellen, ob die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den 
Herkunftsstaat zulässig ist (§ 57 FrG); diese Entscheidung ist mit der Abweisung des Asylantrages zu verbinden. 
 

Gemäß Artikel 5 § 1 des Fremdenrechtspaketes, BGBl I Nr. 100/2005, ist das Bundesgesetz über die Einreise, 
den Aufenthalt und die Niederlassung von Fremden (Fremdengesetz 1997), BGBl I Nr. 75/1997, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl I Nr. 151/2004, mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft getreten. Gemäß § 126 
Abs. 1 und 2 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBl I Nr. 100/2005, ist dieses mit 01.01.2006 in Kraft getreten. 
 

Gemäß 124 Abs. 2 FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des FrG 1997 verwiesen 
wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Demnach ist die Verweisung des § 8 Abs. 1 
AsylG 1997 auf § 57 FrG nunmehr auf § 50 FPG zu beziehen. 
 

Gemäß § 50 Abs. 1 FPG ist die Zurückweisung, Hinderung an der Einreise, Zurückschiebung oder Abschiebung 
Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur 
Konvention zum Schutze der Menschenrecht und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt 
würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit in Folge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes verbunden wäre. 
 

Gemäß Abs. 2 leg. cit. ist die Zurückweisung oder Zurückschiebung Fremder in einen Staat oder die Hinderung 
an der Einreise aus einem Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr 
Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge, BGBl Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative (§11 AsylG 2005). 
 

Gemäß Abs. 4 leg. cit. ist die Abschiebung Fremder in einen Staat, in dem sie zwar im Sinne des Abs. 2, jedoch 
nicht im Sinne des Abs. 1 bedroht sind, nur zulässig, wenn sie aus gewichtigen Gründen eine Gefahr für die 
Sicherheit der Republik darstellen oder wenn sie von einem inländischen Gericht wegen eines besonders 
schweren Verbrechens rechtskräftig verurteilt worden sind und wegen dieses strafbaren Verhaltens eine Gefahr 
für die Gemeinschaft bedeuten (Art. 33 Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge). 
 

Gemäß Abs. 6 leg. cit. ist die Abschiebung in einen Staat unzulässig, solange der Abschiebung die Empfehlung 
einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht. 
 

Die Regelungsgehalte von § 57 FrG und § 50 FPG unterscheiden sich nicht in einer solchen Weise, dass es für 
den vorliegenden Fall von Bedeutung wäre. Die Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - 
mittelbar oder unmittelbar - auf § 57 FrG bezieht, lässt sich daher auf § 50 FPG übertragen. 
 

4.3.2. Wie bereits oben ausgeführt, ist eine an asylrechtlich relevante Merkmale im Sinne des Art 1 Abschnitt A 
Z 2 GFK anknüpfende Verfolgung nicht anzunehmen, so dass die Anwendbarkeit des § 57 Abs. 2 FrG 
ausscheidet. 
 

4.3.3. Zu prüfen bleibt, ob es begründete Anhaltspunkte dafür gibt, dass durch die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat Artikel 2 oder 3 EMRK 
oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über 
die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würden oder für den Beschwerdeführer als Zivilperson eine ernsthafte 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen Konfliktes verbunden wäre. 
 

Nach dem festgestellten Sachverhalt besteht kein Hinweis auf solch "außergewöhnliche Umstände", welche eine 
Rückkehr des Beschwerdeführers in die Türkei unzulässig machen könnten. Weder auf der Grundlage der im 
gegenständlichen Verfahren herangezogenen und dem Beschwerdeführer in der mündlichen Verhandlung am 



 Asylgerichtshof 25.11.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 14 von 15 

10.09.2009 zur Kenntnis gebrachten Länderinformationen, welchen der Beschwerdeführer nicht substantiiert 
entgegen getreten ist, noch vor dem Hintergrund des persönlichen Vorbringens des Beschwerdeführers ist 
ersichtlich, dass er bei einer Rückführung in die Türkei in Ansehung existentieller Grundbedürfnisse (wie etwa 
Nahrung, Unterkunft) einer lebensbedrohenden Gefährdung im Sinne des Artikel 2 oder 3 EMRK ausgesetzt 
wäre. 
 

Es ist nicht ersichtlich, warum dem Beschwerdeführer als volljährigem Mann eine Existenzsicherung in seinem 
Heimatland nicht zumutbar sein sollte. Er ist auch arbeitsfähig und daher nicht erkennbar, warum er in eine 
aussichtslose Lage geraten sollte. Er behauptete in der Beschwerdeverhandlung ohnedies, in der Heimat über 
eine Pension zu verfügen, weshalb anzunehmen ist, dass er diese zur Beschaffung seines Lebensunterhaltes 
verwenden kann. Den Länderberichten zur Türkei zufolge ist zudem im Bedarfsfall die Grundversorgung 
gesichert. Der Beschwerdeführer verfügt im Falle seiner Rückkehr auch über ein familiäres und soziales Netz 
(Eltern, Geschwister), in das er - gegebenenfalls auch nur vorübergehend bis zur Schaffung einer eigenen Wohn- 
und Erwerbsgelegenheit - Aufnahme finden könnte. Der Asylgerichtshof verkennt dabei nicht, dass die 
wirtschaftliche Lage des Beschwerdeführers in seinem Herkunftsstaat wahrscheinlich schlechter sein wird, als in 
Österreich; aus den getroffenen Ausführungen ergibt sich aber eindeutig, dass der Schutzbereich des Art. 3 
EMRK nicht tangiert ist. 
 

Bei Berücksichtigung aller bekannten Fakten deutet auch nichts darauf hin, dass der Beschwerdeführer im Falle 
einer Rückverbringung in seinen Herkunftsstaat als Zivilperson der realen Gefahr oder einer ernsthaften 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit in Folge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen Konfliktes ausgesetzt wäre. 
 

Demnach war auch die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides abzuweisen. 
 

4.4. Behebung der Ausweisungsentscheidung (Spruchpunkt III): 
 

4.4.1. Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG ist die Entscheidung, mit der ein Asylantrag abgewiesen und festgestellt wird, 
dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Herkunftsstaat zulässig ist, 
mit einer Ausweisung zu verbinden. Wie bei fremdenpolizeilichen Ausweisungen ist die asylrechtliche 
Ausweisung jedoch nicht obligatorisch mit der Abweisung des Antrags und der Nicht-Zuerkennung des 
subsidiären Schutzes zu verbinden. Diese ist zu unterlassen, wenn sie eine Verletzung von Art. 8 EMRK 
darstellen würde. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur 
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und in diesem 
Sinne auch verhältnismäßig ist. 
 

4.4.2. Durch die Verehelichung des Beschwerdeführers mit einer slowakischen Staatsbürgerin am XXXX kam es 
nach der mündlichen Beschwerdeverhandlung zu einer wesentlichen Sachverhaltsänderung, auf die bei 
Erlassung des Erkenntnisses Bedacht zu nehmen und in deren Lichte festzustellen ist, dass die Ausweisung des 
Beschwerdeführers aus dem Bundesgebiet in die Türkei nunmehr einen Eingriff in das durch Art 8 MRK 
geschützte Recht auf Familienleben darstellt. 
 

Die Ehegattin des Beschwerdeführers, eine slowakische Staatsbürgerin, lebt in Österreich und ist seit 28.08.2007 
im österreichischen Bundesgebiet. Gemäß § 54 NAG iVm § 52 Z 1 NAG sind Angehörige von 
freizügigkeitsberechtigten EWR-Bürgern, die selbst nicht EWR-Bürger sind, zur Niederlassung berechtigt, wenn 
sie Ehegatte des freizügigkeitsberechtigten EWR-Bürgers sind. Ehegatte eines freizügigkeitsberechtigten EWR-
Bürgers ist, wer mit diesem eine aufrechte, nicht geschiedene Ehe geschlossen hat. Freizügigkeitsberechtigter 
EWR-Bürger ist ein Fremder, der Staatsangehöriger einer Vertragspartei des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ist (siehe § 2 Abs. 1 Z 4 NAG), dem das Recht auf 
Freizügigkeit - das ist das gemeinschaftsrechtliche Recht eines solchen Fremden, sich in Österreich 
niederzulassen (§ 2 Abs. 1 Z 14 NAG) - zukommt. Das Recht auf Freizügigkeit gründet sich auf Art. 18 und 43 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften, BGBl. III Nr. 86/1999 zuletzt geändert durch 
BGBl. III Nr. 4/2003 (in Folge: EG-V); demnach kommt jedem Unionsbürger das Recht zu, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vorbehaltlich der im EG-V und in den Durchführungsvorschriften 
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vorgesehenen Beschränkungen frei zu bewegen und aufzuhalten; eine Beschränkung der freien Niederlassung 
von EWR-Bürgern im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates ist nach Maßgabe der Bestimmungen des 
EG-V verboten. 
 

Im vorliegenden Fall ist der Beschwerdeführer Ehegatte einer EWR-Bürgerin, der schon auf Grund der Art. 18 
und 43 EG-V das Recht auf Freizügigkeit iSd NAG zukommt, und ist er gemäß § 54 NAG zum Aufenthalt 
berechtigt. 
 

4.4.3. Der Verwaltungsgerichtshof führt im Erkenntnis vom 23.09.2009, 2006/01/0855 (welches ebenfalls ein 
Familienleben aufgrund einer Eheschließung zwischen einer Unionsbürgerin mit einem [drittstaatsangehörigen] 
Asylwerber betrifft) wie folgt aus (vergl. auch VwGH 03.04.2009, 2008/22/0439): 
 

"Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) ist Art. 3 Abs. 1 der 
Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 
Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten, ABl. L 158 vom 30. April 2004, 77, (im Folgenden: Richtlinie 2004/38) dahin gehend auszulegen, 
dass sich der mit einem Unionsbürger, der sich in einem Mitgliedstaat aufhält, dessen Staatsangehörigkeit er 
nicht besitzt, verheiratete Drittstaatsangehörige, der diesen Unionsbürger begleitet oder ihm nachzieht, auf die 
Bestimmungen der Richtlinie berufen kann, unabhängig davon, wo und wann ihre Ehe geschlossen wurde oder 
wie der betreffende Drittstaatangehörige in den Aufnahmemitgliedstaat eingereist ist (vgl. das Urteil des EuGH 
vom 25. Juli 2008 in der Rechtssache C-127/08, Metock und andere gegen Minister for Justice, Equality and 
Law Reform). Weiters sind die Art. 3 Abs. 1, 6 Abs. 2 sowie 7 Abs. 1 Buchstabe d und Abs. 2 der Richtlinie 
2004/38 so auszulegen, dass sie auch die Familienangehörigen erfassen, die unabhängig vom Unionsbürger in 
den Aufnahmemitgliedstaat gelangt sind und erst dort die Angehörigeneigenschaft erworben oder das 
Familienleben mit diesem Unionsbürger begründet haben. Hierbei spielt es keine Rolle, dass sich der 
Familienangehörige zum Zeitpunkt des Erwerbs dieser Eigenschaft oder der Begründung des Familienlebens 
nach den asylgesetzlichen Bestimmungen des Aufnahmemitgliedstaats vorläufig in diesem Staat aufhält (vgl. 
den Beschluss des EuGH vom 19. Dezember 2008 in der Rechtssache C-551/07, Sahin gegen Bundesminister 
für Inneres)." 
 

Für den Beschwerdefall bedeutet das, dass der Beschwerdeführer - ein Drittstaatangehöriger, Ehegatte einer in 
Österreich aufhältigen slowakischen Staatsbürgerin und somit Angehöriger nach Art. 2 Z 2 lit. a der Richtlinie 
2004/38 - sich auf ein Aufenthaltsrecht nach der genannten Richtlinie berufen kann. Für die begründete 
Annahme einer "Eheschließung zum Schein" haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 
 

Der Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides war daher aufzuheben. 


